
13. Mai 2025

Nach Skandal um Verfassungsschutz:
Innenministerin Lange unter Druck!

Katrin Lange, Innenministerin in Brandenburg, steht nach
der Entlassung des Verfassungsschutzchefs wegen AfD-

Einstufung unter Druck.

Potsdam, Deutschland - Die politische Landschaft in
Brandenburg ist zurzeit stark in Bewegung. Innenministerin
Katrin Lange sieht sich nach der Entlassung des
Verfassungsschutzchefs Jörg Müller mit wachsendem Druck
konfrontiert. In einer Sitzung der SPD-Landtagsabgeordneten in
Potsdam fordert Fraktionschef Björn Lüttmann Aufklärungsarbeit
und mehr Transparenz in dieser Angelegenheit. Medienberichte
legen nahe, dass Lange bereits vor Wochen über die Einstufung
der AfD als gesichert rechtsextremistisch informiert war,
während sie selbst betont, dass sie zu spät über die letztlich
getroffene Hochstufung in Kenntnis gesetzt wurde. Dies hat zu
einem tiefen Misstrauen innerhalb ihrer eigenen Partei geführt.



Zusätzlich wird berichtet, dass Verfassungsschützer aus anderen
ostdeutschen Ländern ebenfalls über die Neubewertung der AfD
informiert waren. Dies wirft die Frage auf, wie und warum die
Ministerin erst zu einem so späten Zeitpunkt informiert wurde.
Um diese Unklarheiten zu bereinigen, prüft das
Innenministerium, ob das Gutachten zur Einstufung der AfD
veröffentlicht werden kann, wobei jedoch vertrauliche
geheimdienstliche Informationen ausgeschlossen sind. Die SPD-
Landespartei hat zudem rechtliche Schritte gegen die
Hochstufung der AfD eingeleitet und bekräftigt ihren
entschiedenen Stand gegen Rechtsextremismus.

Rechtsextremismus in Deutschland

Die Entlassung von Müller und die damit verbundenen
Diskussionen finden vor dem Hintergrund eines bundesweiten
Anstiegs rechtsextremer Aktivitäten statt. Laut dem 
Bundesamt für Verfassungsschutz wurden mittlerweile
mehrere extremistische Gruppen verboten, darunter „Combat
18 Deutschland“, „Weisse Wölfe Terrorcrew“ und die
„Sturm-/Wolfsbrigade 44“. Diese Maßnahmen sollen ein
deutliches Zeichen gegen den Rechtsextremismus setzen und
zeigen, dass die Bundesregierung entschlossen ist, gegen
extremistisches Gedankengut vorzugehen.

Das Auftreten von Rechtsextremisten in der Öffentlichkeit zeigt
sich häufig durch das Verwenden bestimmter Zeichen und
Symbole, die strafbar sind. Die relevanten rechtlichen
Grundlagen hierfür sind die §§ 86, 86a des Strafgesetzbuches
sowie § 20 Abs. 1, S. 1 Nr. 5 des Vereinsgesetzes. Die Abwehr
dieser Symbolik und die Bekämpfung von Rechtsextremismus
sind unverzichtbare Bestandteile der politischen Agenda, auch in
Brandenburg, wo die lokale SPD sich aktiv gegen diese
Tendenzen positioniert.

Insgesamt steht die SPD in Brandenburg vor einer
Herausforderung, die sowohl interne als auch externe
Dynamiken umfasst. Der Druck auf Innenministerin Lange

https://www.verfassungsschutz.de/DE/themen/rechtsextremismus/rechtsextremismus_node.html


wächst, während sich die Partei bemüht, ihre Position gegen
rechtsextreme Strömungen zu festigen und gleichzeitig das
Vertrauen innerhalb ihrer eigenen Reihen wiederherzustellen.
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